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Antwort 
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auf die Große Anfrage des Abgeordneten Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/803 — 


Gesellschaftliche Kosten des Autoverkehrs 


Der Bundesminister für Verkehr -A 21- 20.30.67 - hat mit Schrei- 
ben vom 13. November 1984 die Große Anfrage namens der Bun- 
desregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkungen 

Die Bundesregierung ist sich der Tatsache bewußt, daß der Kraft- 
fahrzeugverkehr neben unbestreitbaren Vorteilen für die Allge- 
meinheit auch eine Reihe von Nachteilen mit sich bringt. Es ist 
deshalb das vorrangige Ziel der Bundesregierung, diese Nachteile 
möglichst zu vermeiden. Soweit dies nicht möglich ist, sollen die 
verbleibenden Kosten den Verursachern angelastet werden. Bei- 
spielhaft für die erheblichen Anstrengungen der Bundesregierung 
auf diesem Gebiet wird verwiesen auf die im Verkehrssicherheits- 
programm 1984 der Bundesregierung vorgesehenen Maßnahmen, 
die angemessene Berücksichtigung des Umweltschutzes auf allen 
Stufen der Bundesverkehrswegeplanung, auf ein ganzes Maß- 
nahmenbündel zur Bekämpfung des Verkehrslärms, die Be- 
schlüsse der Bundesregierung zur Einführung bleifreien Benzins 
sowie zur Übernahme der strengen US-Schadstoffgrenzwerte für 
Kraftfahrzeuge. 

Die jüngsten nationalen und internationalen Studien zeigen 
jedoch deutlich, daß viele Wirkungszusammenhänge zwischen 
Kraftfahrzeugverkehr und Umwelt bislang wissenschaftlich nicht 
eindeutig nachweisbar und quantifizierbar sind. 

Dies ist insbesondere auf folgende Gründe zurückzuführen: 

— Negative Auswirkungen auf die Umwelt sind vielfach nicht 
monokausal auf einen Verursacher zurückzuführen. Der Anteil 
der Beteiligung verschiedener Verursacher ist häufig strittig 
sowie räumlich und zeitlich Veränderungen unterworfen. Aus 
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dem Umfang von Emissionen kann nicht immer eindeutig auf 
entsprechende Immissionen geschlossen werden. 

— Auch die durch den Kraftfahrzeugverkehr verursachten Schä- 
den lassen sich nicht eindeutig feststellen. Vielmehr hegen hier 
Vexursachungsketten mit mehreren Beteiligten vor (z.B. staat- 
liche und kommunale Planungsträger, Industrie, Kraftfahrer), 
deren Wirkungen ineinandergreifen und erst damit die kon- 
krete Belastung bewirken. 

— Die Ermittlung der von den Verursachern nicht gedeckten 
gesellschaftlichen Kosten ist nur sehr bedingt möglich. Im übri- 
gen tragen bei umfassenden Systemen wie dem Straßenver- 
kehr die Verursacher auch einen erheblichen Teil dieser gesell- 
schaftlichen Kosten selbst. Dies wird deutlich, wenn man sich 
vergegenwärtigt, daß 1982 in der Bundesrepublik Deutschland 
drei von vier Haushalten über einen oder mehrere PKW verfüg- 
ten und mehr als die Hälfte aller Wege mit dem PKW oder mit 
dem Bus zurückgelegt wurde. An den Verkehrsleistungen 
(Pkm) ist der Kraftfahrzeugverkehr (Individualverkehr, Taxi 
und Busse) mit über 87 v. H. beteiligt. 

— Selbst wenn Wirkungszusammenhänge eindeutig und allge- 
meingültig nachgewiesen und Verursacher eindeutig identifi- 
ziert werden können, ist die Quantifizierung dieser Effekte und 
insbesondere ihre monetäre Bewertung schwierig und umstrit- 
ten. Da Marktpreise dafür meist nicht vorhanden sind, müssen 
Hilfskonstruktionen - wie Vermeidungskosten - für die Bewer- 
tung gefunden werden, deren Berechnungsverfahren je nach 
angewandter Methode zu sehr unterschiedlichen Ergebniss3n 
führen können. Die Ergebnisse auf so unterschiedliche Art und 
Weise durchgeführter Berechnungen können daher auch nicht 
addiert werden. 

— Die gesellschaftlichen Kosten des Kraftfahrzeugverkehrs kön- 
nen überdies nur Teilaspekte einbeziehen. Eine sachgerechte 
Betrachtung müßte Kosten und Nutzen des Kraftfahrzeugver- 
kehrs gegeneinander abwägen. Kosten-Nutzen- Analysen sind 
nur für räumlich und zeitlich abgrenzbare Maßnahmen, nicht 
jedoch für komplexe Systeme durchführbar. Die Messung der 
Nutzen stößt dabei auf noch größere Probleme als die Messung 
von Kosten. Der volkswirtschaftliche Nutzen des Straßenver- 
kehrssystems besteht vor allem in folgendem: 

• Straßen und Straßenverkehr schaffen über Transport- und 
Beförderungsvorgänge im Güter- und Personenverkehr die 
Voraussetzungen für Bezug, Produktion und Verteilung von 
Wirtschaftsgütern und Dienstleistungen des privaten und 
öffentlichen Bereichs. Sie sind unerläßlicher technisch-öko- 
nomischer Bestandteü einer arbeitsteiligen Volkswirtschaft. 
Straßen, Verkehr und wirtschaftliche Entwicklung stehen in 
wechselseitigem Verbund. 

• Die besondere Bedeutung von Straßen hegt im Verhältnis zu 
anderen Verkehrswegen vor allem in der größeren Netzbil- 
dungsfähigkeit; gerade diese Eigenschaft gewährleistet die 
Versorgung, Anbindung und Erschließung ländlicher 
Räume und ermöglicht es, auch den abseits gelegenen 
Regionen Entwicklungschancen zu eröffnen. 
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• Straßen haben eine hohe raumaufschiießende Bedeutung, 
die durch erzielbare Einsparungen an Beförderungskosten 
im unmittelbaren Haus-Haus-Verkehr noch verstärkt wird. 

• Das Straßenverkehrssystem ist Teil einer wesentlichen 
Schlüsselindustrie unseres Landes. Eine große Zahl von 
Beschäftigten lebt direkt oder indirekt vom Automobil. 
Allein der Straßenfahrzeugbau mit seinen Teilen Autoindu- 
strie, Teile und Zubehör, Anhänger und Aufbauten, motori- 
sierte Zweiradindustrie u.a. beschäftigte Ende 1983 insge- 
samt eine dreiviertel Milhon Personen. 

• Die Bruttowertschöpfung des Straßenverkehrsbereichs 
(Fahrzeugbau und Fahrzeughandel, Mineralölwirtschaft, 
gewerblicher Straßenverkehr) betrug 1982 nach Schätzung 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) rd. 
150 Mrd. DM. Hierin sind der Werkverkehr nicht, die Nut- 
zen aus privater Pkw-Haltung nur unvollständig enthalten. 

— Bestimmte Kosten - wie Verluste an Lebensqualität durch 
Veränderungen der Stadt- und Landschaftsstruktur - sind sub- 
jektiver Natur, die weitgehend individuellen Abwägungen 
unterliegen. Eine interpersonelle Addition ist deshalb grund- 
sätzlich nicht möglich, zumal diese Einschätzungen räumlich 
und zeitlich durchaus Änderungen unterliegen können. 

— Da verschiedene Verkehrssysteme auch unterschiedliche Nut- 
zen stiften, ist ein Vergleich nur der unterschiedlichen Kosten 
kein geeigneter Beurteilungsmaßstab. 

— Trotz dieser Schwierigkeiten ist die Bundesregierung der Auf- 
fassung, daß weitere umfassende Untersuchungen notwendig 
sind. Untersuchungen zur Aufklärung dieser Zusammenhänge 
und der kausalen Ursachen-Wirkungsketten werden u.a. in 
dem von der Bundesregierung beschlossenen Programm 
„Umweltforschung und Umwelttechnologie 1984-1987" durch- 
geführt. 

1. Für den Neu- und Ausbau von Straßen werden jährlich Milliarden- 
beträge aus öffentlichen Haushalten bereitgestellt. Darüber hinaus 
entstehen weitere volkswirtschaftliche und soziale Kosten. 

a) Auf welche Summe belaufen sich die gesamten Straßenbaumittel 
(Neu- und Ausbau), die 

— der Bund, 

— die Länder, 

— die Gemeinden 

seit dem Jahre 1949 aufgebracht haben, und wieviel entfallen 
davon auf das Jahr 1982? 

Wie schlüsseln sich diese Investitionskosten auf die Fünf jahres- 
zeiträume 1950 bis 1955, . . . 1975 bis 1980 auf? 

Wie groß sind die jährlichen Unterhaltungskosten des gesamten 
öffentlichen Straßennetzes in der Bundesrepublik Deutschland, 
wenn die Zinsen für das für dieses Netz aufgebrachte Kapital, 
Abschreibungen und kalkulatorische Zinsen auf den Wiederbe- 
schaffungswert der von diesem Netz beanspruchten Grundfläche 
berechnet werden? 

Die Investionen im Bereich Straßenwesen beliefen sich von 1949 

bis 1982 auf 275,6 Mrd. DM, davon entfielen auf das Jahr 1982 

14,5 Mrd. DM. 
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Einzelheiten enthält die Tabelle 1. 

Die kalkulatorischen Gesamtkosten des Verkehrsweges Straße 
betrugen im Jahre 1981 nach Berechnungen des DIW 32,1 Mrd. 
DM. Davon sind dem Verkehr rd. 30 Mrd. DM zuzurechnen. 


b) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Investitionsmittel im 
Autobahnbausektor wesentlich weniger Arbeitsplätze schaffen 
als vergleichsweise beim Bau von Radwegen, Maßnahmen zur 
Verkehrsberuhigung oder im Bereich des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs (ÖPNV)? 

Wie groß sind die jeweiligen arbeitsmarktpolitischen Effekte 
bezogen auf ein gleiches Investitionsvolumen? 

Bei den Beschäftigungseffekten sind primäre und sekundäre Wir- 
kungen zu berücksichtigen. 

Die primären Wirkungen umfassen direkte Effekte bei unmittel- 
bar an der Erstellung beteiligten Unternehmen sowie indirekte 
Effekte bei den Vorleistungen liefernden Unternehmen und der 
Verwaltung. 

Sekundäre Effekte umfassen Arbeitsplatzwirkungen infolge der 
durch die zusätzlichen Erwerbseinkünfte gesteigerten Nachfrage 
nach Verbrauchsgütern. 

Je weiter indirekte und sekundäre Wirkungen verfolgt werden, 
um so kleiner sind Unterschiede in den Beschäftigungswirkungen 
bei verschiedenen Investitionstypen. Für alle Verkehrsbereiche 
kann mit einer primären Beschäftigungs Wirkung von 18 bis 20 
Arbeitsplätzen je Million DM Investition pro Jahr gerechnet wer- 
den. Die sekundären Effekte können mit bis zu 25 v. H. der primä- 
ren Wirkungen geschätzt werden. Nennenswerte Unterschiede 
bestehen bei Berücksichtigung aller Wirkungen nicht. 


c) Welche Flächen, incl. der indirekt beeinflußten Flächen (Ein- 
schnitte, Aufschüttungen, Abraumdepots, trockengelegte Flä- 
chen etc.), sind seit dem Jahre 1949 durch den Straßenbau von 

— Bund, 

— Ländern, 

— Gemeinden 

in Anspruch genommen worden? 

Wie groß sind die entsprechenden materiellen Verluste bei 

— der Landwirtschaft und 

— der Forstwirtschaft? 


Die von Straßen, Wegen und Plätzen (einschließlich land- und 
forstwirtschaftlicher Wege) in Anspruch genommene Fläche 
betrug 1950 8 629 qkm (3,5 v. H. der Gesamtfläche der Bundesre- 
publik Deutschland), 1981 10 612 qkm (4,3 v. H. der Gesamt- 
fläche). Die vom Bund für Bundesfernstraßen beanspruchte Flä- 
che betrug 1981 743 qkm gegenüber 390 qkm im Jahre 1950. Die 
Werte sind wegen unterschiedlicher statistischer Abgrenzungen 
nicht voll vergleichbar. 
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Ob und inwieweit materielle Verluste durch diese Steigerung der 
Inanspruchnahme bei Land- und Forstwirtschaft eingetreten sind, 
ist nicht bekannt. 


d) Wie groß ist die gesamte Fläche, die 

— durch das bestehende Straßennetz versiegelt, 

— ökologisch durch den Straßenverkehr (z.B. Lärm und Emissio- 
nen) beeinträchtigt wird? 


Die befestigte Fläche aller Straßen betrug im Jahre 1982 rd. 
2 900 qkm. 

Angaben über durch Lärm und andere Emissionen des Straßen- 
verkehrs beeinträchtigte Flächen liegen nicht vor. 


e) Welche ökologischen Verluste treten durch die jährliche Zerstö- 
rung von Natur beim Bundesfernstraßenbau auf? Liegt Zahlen- 
material über das Ausmaß vor, und in welcher Form werden diese 
Schäden in einer volkswirtschaftlichen Kostenrechnung quantifi- 
ziert? Falls keine Untersuchungen vorliegen, ist die Bundesregie- 
rung bereit, diese durchführen zu lassen und zukünftig ökologi- 
sche Verluste in Rechnung zu stellen? 

Im Bundesfernstraßenbau werden die Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt. Ver- 
meidbare Eingriffe in Natur und Landschaft werden unterlassen 
und bei Unvermeidbarkeit Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 
durchgeführt. Zum Thema „ökologische Verluste durch den Fern- 
straßenbau" ist im übrigen eine differenzierte Betrachtungsweise 
geboten. Untersuchungen haben gezeigt, daß im Zuge von Stra- 
ßenbaumaßnahmen auch ökologisch wertvolle Sonderstandorte 
geschaffen werden. Insbesondere in agrarisch und forstwirtschaft- 
lich intensiv genutzten Landschaften stellt die Straßenbepflan- 
zung ein Refugium für die Pflanzen- und Tierwelt dar, dessen 
Wert inzwischen unbestritten ist. 

Globale Untersuchungen und Aussagen sind in diesem Zusam- 
menhang nur begrenzt sinnvoll. Entscheidend sind die konkreten 
Maßnahmen bei der Durchführung der einzelnen Projekte. 
Geräusch- und Abgasbelastungen sowie die Trennwirkung von 
innerörtlichen Straßen und Ortsumgehungen wurden bereits bei 
der letzten Überprüfung des Bedarfsplanes für die Bundesfern- 
straßen im Jahre 1980 im Rahmen der ökonomischen Bewertung 
ermittelt. Die weiteren projektbedingten Wirkungen auf Grund- 
und Oberflächenwasser, außerörtliche Erholungsgebiete, das 
Landschaftsbild, land- und forstwirtschaftliche Nutzungen sowie 
auf die Tier- und Pflanzenwelt sind bei der Beurteilung von 
Neubaumaßnahmen neben der ökonomischen Bewertung von 
erheblicher Bedeutung; sie wurden soweit wie möglich ebenfalls 
in die Beurteüung mit einbezogen. Ergänzende Untersuchungen 
und methodische Überlegungen wurden seit der letzten Aufstel- 
lung des Bundesverkehrswegeplanes im Jahre 1980 weiter voran- 
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getrieben. Solange hierfür auf der Ebene der Bundesverkehrs- 
wegeplanung keine quantitativen Bewertungsverfahren vorhe- 
gen, werden die genannten Umwelteffekte im Rahmen einer 
ökologischen Risikoanalyse beschrieben. f 

An die Abschätzung der zu erwartenden Eingriffe schließt sich bei 
den weiteren Planungsschritten, d.h. bei der Bestimmung der 
Linienführung nach § 16 Fernstraßengesetz (FStrG) mit Umwelt- 
verträglichkeitsstudie und für die Planfeststellung bei der Aufstel- 
lung des Straßenentwurfes mit landschaftspflegerischem Begleit- 
plan eine Darstellung der Abhilfemaßnahmen zur Vermeidung 
oder Minderung der Eingriffe an. 


f) Wie bewertet die Bundesregierung die durch Bundesfernstraßen- 
bau hervorgerufenen Stadtbild- und Landschaftsveränderungen? 
Inwieweit sind die damit verbundenen Verluste an Lebensquali- 
tät quantifiziert worden? 


Die Bundesregierung mißt den Problemen der Stadtbüd- und 
Landschaftsveränderungen durch den Bundesfernstraßenbau 
große Bedeutung bei. Sie ist seit langem bemüht, Bundesautobah- 
nen und Bundesstraßen umweltgerecht in die Landschaft einzu- 
passen. 

Die Straßenbaubehörden der Länder, die im Auftrag des Bundes 
die Bundesfemstraßen bauen, schalten hierbei verstärkt Land- 
schaftsarchitekten ein. 

Bei der Aufstellung von landschaftspflegerischen Begleitplänen 
wird neben der Ausweisung von auf den Einzelfall abgestimmten 
Ausgleichsmaßnahmen generell versucht, die Bundesfernstraßen 
durch ökologisch begründete landschaftsgestalterische, inge- 
nieurbiologische oder entwässerungstechnische Maßnahmen 
unter Berücksichtigung der Pflanzengesellschaften an der Straße 
in den jeweiligen Landschaftsraum einzubinden. 

Der Beeinträchtigung städtebaulicher Funktionen wird durch den 
bevorzugten Bau von Ortsumgehungen begegnet, der weiterhin 
ein erklärter Schwerpunkt bei den Verkehrsinvestitionen des 
Bundesministers für Verkehr bleibt. 

Verluste an Lebensqualität durch Stadtbüd- und Landschaftsver- 
änderungen sind aus den eingangs genannten Gründen praktisch 
nicht quantifizierbar. 


2. Eine jährliche hohe Anzahl von Unfällen im Straßenverkehr verur- 
sacht infolge von Personen- und Sachschäden erhebliche volkswirt- 
schaftliche Belastungen: 

a) Wie viele Personen sind seit 1949 durch Straßenverkehrsunfälle 

— getötet, 

— schwerverletzt, 

— verletzt 

worden, und welcher Sachschaden ist in diesem Zeitraum bei 
PKW-Unfällen entstanden? 
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Für die Jahre 1949 bis 1952 liegen nur unvollständige, nicht mit 
späteren Jahren vergleichbare Daten vor. 

In der Zeit von 1953 bis 1982 sind bei 

— 10 098529 Unfällen mit Personenschaden 

— 442 669 Personen getötet, 

— 4 345 027 Personen schwerverletzt und 

— 9 122 177 Personen leichtverletzt 

worden. 

Einzelheiten enthält die Tabelle 2. 

Bei weiteren 24 687 999 Unfällen kam es zu Sachschaden. 

Trotz gestiegener Fahrleistungen ergibt sich zwischen 1970 
(19193 Getötete) und 1982 (11608 Getötete) eine insgesamt fal- 
lende Tendenz im Unfallgeschehen. 


b) Wie hoch belaufen sich die volkswirtschaftlichen unfallbedingten 
Gesamtkosten des Kraftfahrzeugverkehrs seit dem Jahr 1949, 
und wie hoch sind die Kosten für 1981 und 1982? 


Die jährlichen volkswirtschaftlichen Unfallkosten werden erst seit 
1977 regelmäßig geschätzt. Dabei werden die verschiedenen 
Unfallfolgen (Getötete, Schwerverletzte, Leichtverletzte, Sach- 
schadenunfälle) mit jeweils durchschnittlichen Kostensätzen 
bewertet. Die Werte dieser Kostensätze sind auf der Basis von 
Unfall- und Wirtschaftsdaten des Jahres 1973 ermittelt worden. 

Von 1977 bis 1982 wurden die Unfallkosten in jeweiligen Preisen 
wie folgt geschätzt: 


Jahr 

Unfallkosten 
insgesamt 
- Mrd. DM - 

davon 

Personenschäden 
- Mrd. DM - 

davon 

Sachschäden 
- Mrd. DM - 

1977 

30,9 

20,1 

10,8 

1978 

33,5 

21,4 

12,1 

1979 

35,0 

21,5 

13,5 

1980 

37,9 

23,2 

14,7 

1981 

36,8 

21,7 

15,1 

1982 

37,5 

22,2 

15,3 


c) Welcher Anteil von den Unfallfolgekosten wird 

— von der Kfz- Versicherung der Unfallbeteiligten, 

— von den Unfallbeteiligten direkt (Selbstbeteiligung), 

— von den Krankenversicherungen der Unfallbeteiligten 
getragen? 


Die Kraftfahrtversicherung hat im Jahre 1982 Aufwendungen in 
Höhe von 15,1 Mrd. DM für Versicherungsfälle geleistet. Die 
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Aufwendungen der Krankenkassen und -Versicherungen sowie 
der gesetzlichen Unfallversicherungen werden nicht nach der 
Ursache „ Straßenverkehrsunfall 11 aufgegliedert. 

Dessenungeachtet haben die Spitzenverbände der gesetzlichen 
Krankenversicherung den unfallbedingten Leistungsaufwand für 
das Jahr 1982 auf ca. 862 Mio. DM geschätzt. 

Zur Vermeidung von Doppelzählungen müßte ermittelt werden, 
welche Ausgleichszahlungen aufgrund von Straßenverkehrsun- 
fällen zwischen allen beteiligten Versicherungen (z.B. Leistungen 
der Kfz-Haftpflichtversicherung an die Krankenversicherung) 
getätigt werden. Außerdem wäre zu ermitteln, welche Anteile der 
Unfallkosten von privaten und öffentlichen Arbeitgebern (z.B. 
Lohnfortzahlung, Beihilfen) getragen werden. Schließlich wäre zu 
berücksichtigen, daß nicht alle unfallbedingten Leistungen als 
Kosten zu betrachten sind, sondern - wie z.B. Schmerzensgeld- 
zahlungen - nur Transferzahlungen zwischen verschiedenen Per- 
sonen darstellen. 


d) Ist der Bundesregierung bekannt, 

— von wem und 

— in welcher jährlichen Höhe 

die infolge von Straßenverkehrsunfällen verursachten Invalidi- 
tätszahlungen bezahlt werden, und wie hoch sind dabei die 
jährlich von der Allgemeinheit zu tragenden sozialen Kosten? 

Renten oder einmalige Abfindungen für bei Straßenverkehrs- 
unfällen erlittene Invalidität (Minderung der Erwerbstätigkeit) 

werden 

— bei Haftpflichtschäden von der Kfz-Haftpflichtversicherung, 

— bei privatunfallversicherten Schäden von der Kfz-Unfallversi- 
cherung, 

— bei Wegeunfällen, Arbeitsunfällen und Schülerunfällen von 
den gesetzlichen Unfallversicherungen (das sind: Gewerbliche 
Berufsgenossenschaften, Landwirtschaftliche Berufsgenossen- 
schaften, Gemeindeunfallversicherungsverbände sowie Aus- 
führungsbehörden der Länder und des Bundes einschl. Eigen- 
unfallversicherungen der Städte) 

gezahlt. 

Die Höhe dieser Invaliditätszahlungen ist nicht bekannt. 


e) Auf wieviel Milliarden DM beläuft sich jährlich der volkswirt- 
schaftliche Schaden, der durch autounfallbedingten Krankheits- 
ausfall am Arbeitsplatz entsteht, und ist dieser Verlust in den 
Unfallfolgekosten enthalten? 


Der jährliche Produktionsausfall infolge Arbeitsunfähigkeit von 
verunglückten Erwerbstätigen kann nicht genau festgestellt wer- 
den, weil die amtliche Straßenverkehrsunfallstatistik die Erwerbs- 
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tätigkeit bzw. Nichterwerbstätigkeit der Verunglückten und ihren 
Produktionsbeitrag nicht ermittelt. Es ist somit nur möglich, die - 
Höhe des Produktionsausfalls am Arbeitsplatz näherungsweise zu 
ermitteln. Er hegt nach Schätzungen der Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen (BASt) in einer Größenordnung von über 1,2 Mrd. DM 
und ist in den in der Antwort zur Frage 2 b) genannten volkswirt- 
schaftlichen Unfallkosten enthalten. 


f) Kann die Bundesregierung Berechnungen des Prof. Dr. Rainer 
Willeke vom Institut für Verkehrswissenschaft an der Universität 
zu Köln bestätigen, nach denen ein Verkehrstoter im Durch- 
schnitt einen Wohlfahrtsverlust von über 400 000 DM (Preisstand 
1973) bedeutet? Wenn ja, wie hoch sind die jährlichen Verluste 
durch Verkehrstote für das Jahr 1982? 

Wenn nein, wie hoch beurteilt die Bundesregierung den volks- 
wirtschaftlichen Schaden, der durch die Verkehrstoten entsteht? 


Ja. Bei Aktualisierung dieses Wertes läßt sich für 1982 ein volks- 
wirtschaftlicher Schaden infolge der Tötung eines Verkehrsteil- 
nehmers von 725 000 DM hochrechnen. 

Für das Jahr 1982 ergibt sich bei 11 608 Getöteten im Straßenver- 
kehr eine Schadensumme von rd. 8,4 Mrd. DM. 


3. Die Emissionen des Autoverkehrs beeinträchtigen und schaden der 
menschlichen Gesundheit. Lärm und Abgase der Autos senken die 
Lebensqualität der Bevölkerung. 

a) Welche absoluten Schadstoffmengen, aufgeschlüsselt nach 
— Kohlenmonoxid, 

— Schwefeldioxid, 

— Stickoxid, 

— Kohlenwasserstoff (Polyzyklen) und 
— Blei 

sind seit dem Jahre 1949 durch den Kraftfahrzeugverkehr freige- 
setzt worden, und wie hoch war die Menge 1982? 


Über die insgesamt seit 1949 vom Kraftfahrzeugverkehr verur- 
sachten Schadstoffemissionen können schon deshalb keine gesi- 
cherten Angaben gemacht werden, weü aus den weiter zurückhe- 
genden Jahren keine ausreichenden Messungen vorhegen. 
Bereits die vorhegenden modellhaft ermittelten Ergebnisse über 
die Emissionen des heutigen Kraftfahr zeug Verkehrs streuen be- 
trächtlich. 

Darüber hinaus fehlen zuverlässige Kenntnisse über die für den 
Schadstoffausstoß maßgebhchen Merkmale, wie z.B. Motoren, 
Getriebe, Zündanlage, Alter, Wartungszustand der Fahrzeugpo- 
pulation in der Vergangenheit. 

Deshalb ist nur die Angabe von neuesten, aber auch nicht hinrei- 
chend abgesicherten Werten hinsichtlich der heutigen Situation 
möghch. 
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Für das Jahr 1982 liegen folgende Schätzungen des Umweltbun- 
desamtes (UBA) vor, die wie oben erwähnt, modellhaft entwickelt 
sind und bezüglich möglicher Belastungen weder zuverlässige 
Schlußfolgerungen auf vorangehende Perioden zulassen noch als 
Grundlagen einer Hochrechnung auf die nachfolgenden Jahre 
ausreichen: 


Kohlenmonoxid (CO): 
Schwefeldioxid (S0 2 ): 
Stickoxid (NO x ): 
Kohlenwasserstoff (CH): 
Blei (Pb): 


5,3 Mio. t 

0,06 Mio. t 

1,5 Mio. t 

0,6 Mio. t 

3 400 t 


b) Wie groß sind die Flächen, die aufgrund des Straßenverkehrs 
einem Lärmpegel über 40 dB (A) ausgesetzt sind? Wieviel Men- 
schen leben innerhalb dieser Zone? 

Bereits Blätterrauschen und Flüstern erzeugen Mittelungspegel 
zwischen 30 und 40 dB (A). Damit ist auch in dem ruhigsten 
Wohngebiet mit einer Geräuschgrundbelastung - ohne Straßen- 
verkehrslärm - in der gleichen Stärke zu rechnen. 

Mittelungspegel von 40 dB (A) werden bereits bei einer Verkehrs- 
stärke von zwei Fahrzeugen pro Stunde erreicht (Stadtgeschwin- 
digkeit, 10 v. H. LKW-Anteil, 18 m Abstand zwischen Wohnung 
und Straße). 

Nach einer Studie des Battelle-Instituts werden tagsüber 82 v. H. 
und nachts 57 v. H. der Wohnplätze in der Bundesrepubük 
Deutschland mit einem Mittelungspegel von mehr als 40 dB (A) 
infolge des Straßenverkehrs belastet. 


c) Die verkehrsbedingte Luftverschmutzung und der Straßenlärm 
sind Ursache für Streß und zusätzliche Erkrankungen. 

Sind der Bundesregierung Untersuchungen bekannt, die auswei- 
sen, wie hoch die jährlichen Kosten im Gesundheitswesen, die 
durch Krankheiten (Herz, Atemwege, Krebs), welche durch auto- 
verkehrliche Ursachen hervorgerufen werden, entstehen, und 
wieviel Prozent werden hiervon von der Allgemeinheit getragen? 
Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, diese verursacherbe- 
zogenen Krankheitsanalysep durchführen zu lassen? 


Die in der Frage enthaltene Behauptung, verkehrsbedingte Luft- 
verschmutzung und Straßenlärm seien Ursachen für Streß und 
zusätzliche Erkrankungen, ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung eine scheinbar plausible, nicht aber hinreichend gesicherte 
Annahme. Zwar ist nicht auszuschließen, daß verkehrsbedingte 
Belastungen bei vorgeschädigten oder besonders empfindlichen 
Personen in besonderem Maße als belästigend empfunden wer- 
den und somit ähnlich wie Streß als Verstärker bestimmter Krank- 
heitsursachen wirksam werden können. 

Der Bundesregierung sind keine Untersuchungen über die Höhe 
der jährlichen Kosten im Gesundheitswesen bekannt, die durch 
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vom Kraftfahrzeugverkehr verursachte Krankheiten (Herz, Kreis- 
lauf, Atemwege, Krebs) entstehen und wieviel Prozent davon 
durch die Allgemeinheit zu tragen sind. Derartige Untersuchun- 
gen oder Kostenzusammenstellungen kann es nach Kenntnis der 
Bundesregierung auch deshalb nicht geben, weil die beispielhaft 
erwähnten Erkrankungen in aller Regel nicht auf eine einzige 
Krankheitsursache zurückzuführen sind, sondern durch das 
Zusammenwirken verschiedener Faktoren entstehen. 

Die Bundesregierung läßt seit Jahren wissenschaftliche Untersu- 
chungen über eventuelle Auswirkungen des Straßenverkehrs- 
lärms auf die Gesundheit des Menschen durchführen. Neuere 
Untersuchungen (Bonner Verkehrslärmstudie) stützen den Ver- 
dacht eines erhöhten Hypertonierisikos infolge starken Verkehrs- 
lärms, besonders bei erheblicher Prädisposition. Die Regelkosten 
für einen Hypertoniekranken können mit ca. 600 DM/Jahr ange- 
setzt werden. Diese Kosten sind nicht allein dem Straßenverkehr 
anzulasten, weil der Verkehrslärm nur als einer von vielen Risiko- 
faktoren der Hypertonieerkrankungen anzusehen ist. 

Der Bundesminister des Innern bereitet in Kooperation mit dem 
Gesamtprogramm zur Krebsbekämpfung eine epidemiologische 
Studie vor, in der zunächst in einer Pilotphase die Möglichkeiten 
einer Differenzierung der Ursachen für die Entstehung von Lun- 
genkarzinomen untersucht werden sollen. Dabei soll versucht 
werden, die Ursachen Rauchen, Schadstoffe am Arbeitsplatz und 
die allgemeine Luftverschmutzung in ihrer separaten als auch in 
synergistischer Wirkung zu differenzieren. 

Da die Folgen des Rauchens nach derzeitigem Kenntnisstand aber 
60 bis 90 v. H. aller Lungenkarzinome bewirken, ist es fraglich, ob 
der Anteü der Erkrankungen durch allgemeine Luftverschmut- 
zung, die ihrerseits nur z.T. durch Motorabgase verursacht wird, 
gesichert abgegrenzt werden kann. 


d) Welcher volkswirtschaftliche Schaden wird durch den Arbeits- 
ausfall und die Invaliditätszahlungen jährlich hervorgerufen, die 
auf die autoverkehrsbedingten Krankheiten zurückzuführen 
sind? 


Da es keine Krankheitsursachenstatistik gibt, die nach Art, Häu- 
figkeit, Dauer und Kosten Krankheitsfälle differenziert ausweist, 
die ursächlich auf den Kraftfahrzeugverkehr mit seinen Belastun- 
gen zurückzuführen sind, können auch keine Aussagen über 
dadurch bedingte Ausfallzeiten und über verschuldete Erwerbs- 
unfähigkeit gemacht werden. 


e) Kann die Bundesregierung Untersuchungen des Deutschen Insti- 
tuts für Urbanistik bestätigen, nach denen in der Bundesrepublik 
Deutschland jährlich allein an verkehrsreichen Straßen durch 
den PKW-Verkehr die Wohnwertverluste auf 20Mrd. DM zu 
beziffern sind, wenn nein, wie hoch schätzt die Bundesregierung 
diese Verluste? 
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Mit dem Straßenverkehr sind sowohl Wohnwertverluste als auch 
Wohnwertsteigerungen verbunden. Es liegen keine Untersuchun- 
gen über eine Gesamtbilanz vor. 


4. Die Autoabgase, der Reifenabrieb, das Asbest und Blei sowie Streu- 
salz und Herbizide an Straßenrändern rufen erhebliche ökologische 
Schäden hervor, die das ökologische Gleichgewicht gefährden. 

a) Gibt es Erhebungen über die Höhe des jährlichen Ertragsausfalls 

— in der Landwirtschaft und 

— in der Forstwirtschaft 

bedingt durch die Emissionen des Kfz-Verkehrs einschließlich 
der Salz- und Herbizidanwendung? 


Erhebungen über jährliche Ertragsausfälle in den genannten 
Bereichen durch Kfz-Emissionen p einschließlich der Salz- und 
Herbizidanwendung, liegen der Bundesregierung nicht vor. 


b) Wie groß sind die Belastungen des Grundwassers durch den 
Eintrag von autoverkehrlichen Schadstoffen? 

Welche sozialen Kosten entstehen dadurch, z. B. bei der Trink- 
wasseraufbereitung? 

Repräsentative Daten über die Höhe der Belastungen des Grund- 
wassers durch den Eintrag Kfz-bedingter Schadstoffe können erst 
durch gezielte, über ausreichend lange Zeiten durchgeführte 
Untersuchungen der Länder gewonnen werden. Für einzelne 
Schadstoffe hegen Untersuchungsergebnisse vor. 

Die Auswirkungen der Straßenabflüsse auf das Grundwasser wer- 
den von den örtlichen Bodenverhältnissen und den hydrogeologi- 
schen Gegebenheiten bestimmt. 

Die organischen Stoffe breiten sich im Untergrund und Grund- 
wasser nicht weit aus, weil sie durch Sorption, Ausfilterung und 
mikrobiellen Abbau weitgehend eliminiert werden. Von den 
anorganischen Stoffen treten im allgemeinen nur Natrium und 
Chlorid in nennenswerten Konzentrationen im Grundwasser auf 
(Streusalz). 

Die übrigen anorganischen Stoffe, die auch in geringeren Konzen- 
trationen vorüegen, werden durch Sorption und Ionenaustausch 
im Boden weitgehend festgelegt und im Grundwasser verdünnt, 
so daß sie in einigem Abstand von der Straße nicht mehr nachzu- 
weisen sind. Es ist jedoch nicht auszuschließen, daß langfristig 
auch organische Stoffe aus dem Boden gelöst werden könnten. 
Die hiermit verbundene Gefährdung kann derzeit nicht abge- 
schätzt werden. 

Das von Bundesfernstraßen abfließende Oberlächenwasser wird 
meist ungesammelt in unbefestigte Seitenstreifen, Böschungen 
und Seitenmulden mit bewachsenen Bodenzonen zur Versicke- 
rung gebracht und damit im wesentlichen gefütert dem Grund- 
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wasser zugeleitet. Ist eine flächenhafte Versickerung nicht mög- 
lich, wird angestrebt, das Wasser über Versickerungsbecken dem 
Grundwasser zuzuführen oder zur Vermeidung von Hochwasser- 
gefahren über Rückhaltebecken dem Vorfluter zuzuleiten. Bei 
stark belastetem Oberflächenwasser werden Reinigungsanlagen 
vorgeschaltet, die ein Zurückhalten von Schad- und Sinkstoffen 
bewirken. 

Aber auch durch die derzeit angewendeten Streusalzmengen 
besteht noch keine erkennbare Gefährdung des Grundwassers. 
Dennoch wurden im Hinblick auf eine mögliche langfristige Auf- 
salzung des Grundwassers Vorkehrungen zur sparsamen Tausalz- 
verwendung getroffen, wodurch in den letzten drei Jahren die 
Streusalzmengen auf Bundesfernstraßen wesentlich vermindert 
werden konnten. Für bautechnische Maßnahmen an Straßen in 
Wassergewinnungsgebieten ist eine entsprechende Richtlinie 
erarbeitet worden, die das besondere Schutzbedürfnis dieser 
Gebiete im einzelnen berücksichtigt. 

Eine tatsächliche Beeinträchtigung der Trinkwassergewinnung 
durch straßenspezifische Schadstoffe ist derzeit nach Kenntnis der 
Bundesregierung nicht gegeben. Insoweit entstehen auch keine 
Kosten bei der Trinkwasseraufbereitung. 


c) Durch die Anwendung von Streusalz gehen jährlich in den Städ- 
ten wichtige Baumbestände zugrunde. 

Sind der Bundesregierung das Ausmaß und die materiellen Ver- 
luste bekannt? 

Nein. Bei der Beurteüung der Salzwirkung auf Pflanzen muß das 
Zusammenspiel aller am Standort wirkenden und die Lebensvor- 
gänge der Pflanzen beeinflussenden Faktoren berücksichtigt wer- 
den. Daher ist es grundsätzlich nicht möglich, auftretende Ent- 
wicklungsstörungen und Schädigungen einer einzigen Ursache 
zuzuschreiben. 

Aufgrund verschiedener Ergebnisse wissenschaftlicher Untersu- 
chungen über Tausalzauswirkungen auf Boden und Pflanzen und 
aufgrund eigener Beobachtungen und Erfahrungen der Straßen- 
bauverwaltungen wurde für den Bereich der Bundesfernstraßen 
bereits seit Jahren auf chloridsensible Pflanzen für Mittelstreifen 
und straßenrandnahe Bereiche verzichtet. Um die Ausfälle gering 
zu halten, finden Pflanzenarten Verwendung, die neben den 
erforderlichen Eigenschaften eine hohe Salzresistenz aufweisen. 


d) Sind der Bundesregierung Erkenntnisse über die ökologischen 
Schäden durch den Autoverkehr bekannt und bewußt? 

Wenn ja, um welche Schäden, in welchem Ausmaß, handelt es 
sich, und in welcher quantitativen Form gehen diese in eine 
volkswirtschaftliche Beurteilung des Straßenverkehrs ein? 


Über ökologische Schäden durch den Kraftfahrzeugverkehr im 
bestehenden Netz liegen der Bundesregierung keine ausreichen- 
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den Informationen vor. Wegen der Bewertung neuer Maßnahmen 
siehe Antwort zu Frage 1 e). 


e) Liegen neue Ergebnisse über das Ausmaß des Waldsterbens in 
der Bundesrepublik Deutschland vor, und welchen Anteil an den 
Ursachen hat der Kfz-Verkehr? 

Ja. Nach den Ergebnissen der Waldschadenerhebung 1984 sind 
3,7 Mio. ha Wald in unterschiedlichem Ausmaß und mit unter- 
schiedlicher Verlaufsprognose geschädigt. 

Der Anteil der Kfz-Abgase an den neuartigen Waldschäden ist 
nicht bekannt, weil ihre Ursachen noch nicht völlig geklärt sind. 
Nach wie vor wird ein Zusammenwirken verschiedener Ursachen 
angenommen, wobei neben anderen Faktoren (Klima, Standort, 
Schädlinge, waldbauliche Einflüsse) Luftverunreinigungen eine 
wesentliche Rolle spielen. Während zunächst Schwefeldioxid als 
Hauptschadfaktor angesehen wurde, hat in jüngster Zeit verstärkt 
die Auffassung an Bedeutung gewonnen, daß die aus Stickstoff- 
oxiden unter der Einwirkung von Sonnenlicht entstehenden 
Photooxidantien, insbesondere das Ozon, ebenfalls eine maßgeb- 
liche Rolle spielen. 


5. Weitere Kosten müssen von der Gesellschaft für den Unterhalt und 
Betrieb z. B. für Straßenverkehrseinrichtungen und zur Lärmminde- 
rung des Autoverkehrs aufgebracht werden. 

a) Wie hoch sind die jährlichen Unterhalts- und Betriebskosten 

— des Bundes, 

— der Länder, 

— der Gemeinden 

für die öffentlichen Straßen einschließlich der Kosten für öffent- 
liche Garagen und Parkplätze sowie der Einrichtung und des 
Betrieb von Verkehrszeichen und -Signalen? 

b) Welche finanziellen Mittel müssen für 

— die Verkehrspolizei, 

— Gerichtsverfahren wegen Verkehrsdelikten, 

— Behörden des Straßenbaus und -betriebs 
jährlich aufgebracht werden? 

Die laufenden Kosten für den Bereich Straße beliefen sich 1981 
auf schätzungsweise 10,9 Mrd. DM. Davon entfielen auf Betrieb 
und Verwaltung einschließlich Verkehrspolizei 8,5 Mrd. DM 
(davon 3,8 Mrd. DM für Verkehrspolizei), auf Unterhaltung 
2,4 Mrd. DM. Die Kosten für Gerichtsverfahren wegen Verkehrs- 
delikten sind nicht bekannt. 


c) Wie viele Steuergelder werden für Lärmschutzmaßnahmen an 
Straßen jährlich vom Bundeshaushalt ausgewiesen? Sind Zahlen 
der Bundesregierung bekannt, wie viele Gelder der Bürger für 
Maßnahmen zur Reduzierung des Autolärms (z.B. Einbau von 
Schallschutzfenstem) im Jahresdurchschnitt ausgibt? 
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In der mittelfristigen Finanzplanung 1984 bis 1987 sind für die 
Lärmsanierung an bestehenden Bundesfernstraßen jährlich rd. 
100 Mio. DM vorgesehen. Die Ausgaben für den Lärmschutz beim 
Neu- und Ausbau von Bundesfernstraßen (Lärm vor sorge) sind in 
den Straßenbaukosten enthalten und werden nicht gesondert 
ausgewiesen. Sie werden in den kommenden Jahren auf jährlich 
150 Mio. DM geschätzt. 

Ausgaben der Bürger für Lärmschutzmaßnahmen sind nicht be- 
kannt. 


d) Auf wieviel Milliarden DM belaufen sich die Kosten für aktive 
und passive Lärmschutzmaßnahmen, die eine Absenkung des 
Straßenlärms auf den Immissions wert 50dB(A) bei Tag und 
40 dB (A) bei Nacht für alle Wohngebiete bewirken? 

Die erwähnten Immissionswerte sind für alle Wohngebiete selbst 
bei höchstem finanziellen Aufwand durch aktiven Schallschutz 
nicht erreichbar, sofern man eine Tunnelung von Straßen aus- 
schließt. Passiver Schallschutz durch Schallschutzfenster ist auch 
nicht angezeigt, weil bei den genannten Immissionswerten her- 
kömmliche Fenster bereits einen ausreichenden Schutz gewähr- 
leisten. 

Deshalb gehen die bisherigen Schätzungen von wesentlich höhe- 
ren Immissionsgrenzwerten aus. Nach einer Untersuchung des 
Ingenieurbüros Dr. Stolz aus dem Jahre 1982 würden sich die 
Kosten für den Lärmschutz an allen bestehenden Straßen bei 
einem Immissionsgrenzwert von 70 db (A) am Tage und 60 dB (A) 
in der Nacht auf 7,6 Mrd. DM belaufen. 

Die Bundesregierung mißt der Lärmminderung in Wohngebieten 
große Bedeutung bei. Sie setzt dabei in erster Linie auf eine 
Berücksichtigung des Lärmschutzes bei der Planung und auf eine 
Geräuschminderung am Fahrzeug selbst. Man kann davon ausge- 
hen, daß durch die vorgesehenen Verschärfungen der Geräusch- 
grenzwerte für Kraftfahrzeuge die besonders zum Verkehrslärm 
beitragenden LKW-Geräusche um 10 dB (A) gemindert werden. 


e) Wie hoch sind die allgemeinen Aufwendungen der öffentUchen 
Hand für die Beseitigung der Schäden an Kulturgütern, Fassaden 
und Brücken, die auf autoverkehrsbedingte Luftverschmutzung 
zurückzuführen sind, und wie hoch beziffert die Bundesregie- 
rung diese? 


Verfallerscheinungen an Bauten und Baudenkmälern werden 
durch das Einwirken von Luftverunreinigung stark beschleunigt, 
aber nicht ausschließlich verursacht; sie können vielfach auch 
durch natürliche Witterungseinflüsse hervorgerufen werden. Des- 
halb sind Kostenzuordnungen nicht möglich. 

Die besorgniserregenden Schäden an Baudenkmälern und ande- 
ren Kunstwerken werden vor allem auf Schwefeldioxid zurückge- 
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führt. An den Schwefeldioxidemissionen ist der Verkehr jedoch 
nur mit 3 r 4 v. H. beteiligt. 


6. Aufgrund der beträchtlichen sozialen Gesamtkosten des Autover- 
kehrs ist aus verkehrspolitischer Sicht ein Vergleich mit den durch 
schienengebundenen Verkehr verursachten Kosten angebracht. 

a) Wie hoch sind die jährlichen gesamtgesellschaftlichen Kosten des 
Autoverkehrs? Wie groß ist davon der Anteil, der 

— durch die Kraftfahrzeugbesitzer, 

— durch die Gesellschaft (soziale Kosten) 
getragen werden? 

b) Wie hoch sind die 

— gesamten Kosten und 

— sozialen Kosten (d.h. Kosten, die nicht vom Verursacher 
getragen werden) 

für den Personenkilometer bei PKW? 

c) Wie hoch sind die entsprechenden 

— gesamten Kosten und 

— sozialen Kosten 

für den schienengebundenen Verkehr? 


Hierzu können aus den eingangs erwähnten Gründen keine ver- 
läßlichen Schätzungen vorgenommen werden. 


d) Wie hoch war der gesamte Energie- und Rohstoffverbrauch für 
den Kfz-Verkehr (Produktion und Betrieb) nach dem Jahr 1949 
und im Jahre 1982? 

Wie hoch sind die absoluten Vergleichszahlen für den schienen- 
gebundenen Verkehr? 

Nach Berechnungen des DIW betrug der Energieverbrauch des 
Straßenverkehrs 1960 372 Petajoule und im Jahre 1982 1 421 Peta- 
joule. Im Schienenverkehr belief er sich 1960 auf 249 Petajoule 
und 1982 auf 67 Petajoule. 

Über den Rohstoffverbrauch für den Betrieb der beiden Verkehrs- 
träger hegen keine Unterlagen vor. 

Nach Schätzungen des DIW umfaßte der Verbrauch des Straßen- 
fahrzeugbaus an Energie im Jahre 1980 rd. 2 Mrd. DM, die direkte 
Nachfrage nach Rohstoffen rd. 17 Mrd. DM. Das sind rd. 1 v. H. 
des entsprechenden Verbrauches an Energie und rd. 5 v. H. der 
Rohstoffbezüge aller Wirtschaftsbereiche. 

Für den Schienenfahrzeugbau hegen keine Angaben vor. 


e) Inwieweit kann die Bundesregierung Angaben machen über den 
durchschnittlichen Energieverbrauch für einen Personenkilome- 
ter im Straßenverkehr und im Schienenverkehr? 


Der durchschnittliche Energieverbrauch im Personenverkehr je 
Personenkilometer (Pkm) betrug nach DIW im 
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1982 

Pkw- Verkehr 
Kraftomnibusverkehr 
Schienenverkehr 

(Eisenbahn-, U-Bahn- und Straßenbahnverkehr) 


2 260 kJoule 
550 k Joule 
500 kJoule 


7. Durch die Einführung einer Höchstgeschwindigkeit auf Autobahnen 
und der Geschwindigkeitsreduzierung auf dem Land und in der 
Stadt können viele soziale Kosten gesenkt werden. 

a) Um welchen Betrag bzw. Prozentsatz würden die sozialen Kosten 
des Autoverkehrs gesenkt, wenn die Höchstgeschwindigkeit für 
den PKW-Verkehr innerhalb geschlossener Ortschaften auf 
30 km/h, außerhalb geschlossener Ortschaften auf 80 km/h und 
auf Autobahnen auf 100 km/h begrenzt werden würde? 


Hierzu sind realistische Aussagen nicht möglich. 


b) Inwieweit kann durch eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 
Autobahnen (100 km/h) und eine zulässige Höchstgeschwindig- 
keit von 80 km/h auf sonstigen Straßen außerhalb geschlossener 
Ortschaften die Stickoxidemission reduziert werden, und inwie- 
weit wertet die Bundesregierung eine Geschwindigkeitsreduzie- 
rung auf Autobahnen (100 km/h) und Landstraßen (80 km/h) als 
Sofortmaßnahme gegen das Waldsterben? 

Die Ergebnisse der bisher zur Frage der Auswirkungen von 
Geschwindigkeitsbeschränkungen vorhegenden Untersuchun- 
gen streuen in weiten Bereichen. 

Zudem handelt es sich bei den bisher vorhegenden Untersuchun- 
gen um modellmäßige Berechnungen, die von vereinfachenden 
Annahmen ausgehen. 

Die Bundesregierung hat deshalb und wegen der weitreichenden 
Bedeutung der mit einer Geschwindigkeitsbegrenzung verbunde- 
nen verkehrhchen und gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
beschlossen, in einem Großversuch die Untersuchungsergebnisse 
auf ihren Realitätsgehalt hin zu überprüfen. 

Im übrigen wird die tatsächhche Emissionsminderung durch ein 
Tempohmit mit der Einführung Schadstoff armer Autos laufend 
abnehmen. Durch die Einführung schadstoffarmer Autos ist im 
Endzustand eine Verringerung der Kraftfahrzeug-Schadstoffemis- 
sionen um 70 bis 80v.H. gegenüber dem heutigen Stand er- 
reichbar. 


8. Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick auf die unterschiedli- 
chen sozialen und gesamten Kosten der Verkehrsträger Straße bzw. 
Schiene eine Wende in der Verkehrspolitik und Investitionspoliük 
vorzunehmen und den öffentlichen Personennahverkehr und die 
Deutsche Bundesbahn auf Kosten des Straßenbausektors vorrangig 
zu unterstützen? 


Unterschiedliche soziale oder gesamtwirtschaftliche Kosten der 
Verkehrsträger sind ein wichtiges, jedoch nicht das allein ent- 
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scheidende Kriterium für verkehrspolitisches Handeln. Für unsere 
moderne arbeitsteilige Volkswirtschaft sind weder der Straßen- 
verkehr noch die Bahn verzichtbar. Aber wir müssen dafür Sorge 
tragen, daß die DB insgesamt nicht unbezahlbar wird. 

Die Bundesregierung hat daher bereits mit den Leitlinien zur 
Konsolidierung der DB vom November 1983 sowie mit dem Kabi- 
nettsbeschluß zum Finanzplan 1984 bis 1988 vom Juli 1984 eine 
Reihe verkehrspolitischer Rahmenbedingungen geschaffen, die 
der DB unter Berücksichtigung der bestehenden Rechts- und 
Wirtschaftsordnung eine ertrags- bzw. kostenorientierte Anpas- 
sung an die geänderten Verkehrs- und Marktverhältnisse erleich- 
tern helfen sollen. Hierzu zählen sowohl die Bereitstellung von 
beträchtlichen Finanzmitteln für zukunftsorientierte und wirt- 
schaftlich rentierliche Investitionen in Neu- und Ausbaustrecken 
als auch Kapitalzuführungen zur Mordernisierung des betriebs- 
notwendigen Anlagenbestandes und des Fahrzeugparks. 

Ein wichtiges Ziel der Verkehrspolitik in der sozialen Marktwirt- 
schaft ist die nachfragegerechte Versorgung sowohl der Bürger 
als auch der Wirtschaft mit qualitativ hochwertigen und ausrei- 
chenden Transportmöglichkeiten. Entscheidend ist, daß gesamt- 
wirtschaftlich sinnvolle Investitionen verwirklicht werden, die 
auch von der Allgemeinheit akzeptiert werden. 

Die Wettbewerbsbedingungen der verschiedenen Verkehrsträger 
müssen zeitgemäße Anpassungen sowohl innerhalb der jeweili- 
gen Bereiche als auch zwischen den verschiedenen Verkehrsträ- 
gern zulassen. Innovationskraft, Flexibilität und Anpassungsfä- 
higkeit haben einen hohen Stellenwert bei der weiteren Entwick- 
lung der Verkehrswirtschaft. Daher müssen Optionen hinsichtlich 
technischer Neuerungen, wirtschaftlicher Veränderungen und 
der Suche nach einer möglichst geringen Beeinträchtigung der 
Umwelt in allen Verkehrsbereichen erhalten bleiben. Zu fördern 
ist deshalb eine sinnvolle Arbeitsteilung und Kooperation aller 
Verkehrszweige, die bei tragbaren Kosten zu einem gesamtwirt- 
schaftlichen Optimum führen. 
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Ausgaben für Investitionen im Bereich „Straßenwesen" T a b e 1 1 e 1 

- Mio. DM - 



Insgesamt 

Bund 

Länder 

Gemeinden/Gv. 4 ) 

Jahr 

Baumaß- 

nahmen 

Erwerb von 

zu- 

sammen 

Baumaß- 

nahmen 

Erwerb von 

zu- 

sammen 

Baumaß- 

nahmen 

Erwerb von 

zu- 

sammen 

Baumaß- 

nahmen 

Erwerb von 

zu- 

sammen 

unbeweg- 

lichem 

beweg- 

lichem 

unbeweg- 

lichem 

beweg- 

lichem 

unbeweg- 

lichem 

beweg- 

lichem 

unbeweg- 

lichem 

beweg- 

lichem 

Vermögen 

Vermögen 

Vermögen 

Vermögen 

1949 

284 

. 

. 

284 

_ 

_ 

_ 

_ 

128 


# 

128 

156 

. 

, 

156 

1950 

488 

. 


488 

113 


. 

113 

73 


. 

73 

302 

. 

. 

302 

1951 

583 

21 

9 

613 

122 


. 

122 

85 


1 

86 

375 

21 

8 

404 

1952 

702 

38 

10 

750 

151 


- 

151 

96 


1 

97 

455 

38 

9 

502 

1953 

887 

53 

10 

950 

209 


0 

209 

116 


2 

118 

562 

53 

8 

623 

1954 

1 039 

65 

13 

1 117 

194 


0 

194 

143 


4 

147 

701 

65 

9 

775 

zusammen 

3 699 

177 

42 

3 918 

789 


0 

789 

513 


8 

521 

2 395 

177 

34 

2 606 

1955 

1 587 

86 

16 

1 689 

380 

2 

— 

382 

254 

5 

4 

263 

954 

79 

12 

1 045 

1956 

1 988 

88 

17 

2 093 

647 

2 

0 

649 

296 

10 

4 

310 

1045 

76 

13 

1 134 

1957 

2 052 

77 

16 

2 145 

695 

2 

0 

697 

295 

5 

4 

304 

1 062 

70 

12 

1 144 

1958 

2 731 

109 

21 

2 861 

1 030 

7 

0 

1 037 

386 

7 

5 

398 

1 316 

95 

16 

1427 

1959 

3 252 

119 

25 

3 396 

1 202 

8 

0 

1 210 

441 

15 

7 

463 

1 609 

96 

18 

1 723 

zusammen 

11 610 

479 

95 

12 184 

3 954 

21 

0 

3 975 

1 672 

42 

24 

1738 

5 986 

416 

71 

6 473 

I960 2 ) 

2 917 

91 

30 

3 038 

1056 

6 

9 

1 071 

390 

11 

4 

405 

1 471 

74 

17 

1 562 

1961 

4 150 

154 

48 

4 352 

1 418 

11 

10 

1 439 

571 

18 

8 

597 

2 161 

125 

30 

2 316 

1962 

5 300 

246 

59 

5 605 

1 779 

20 

9 

1 808 

753 

28 

9 

790 

2 768 

198 

41 

3 007 

1963 

6 375 

261 

76 

6712 

2 202 

11 

14 

2 227 

936 

28 

14 

978 

3 238 

222 

48 

3 508 

1964 

7 244 

297 

73 

7 614 

2 480 

51 

16 

2 547 

969 

29 

12 

1 010 

3 795 

217 

45 

4 057 

zusammen 

25 986 

1 049 

286 

27 321 

8 935 

99 

58 

9 092 

3 619 

114 

47 

3 780 

13 433 

836 

181 

14 450 

1965 

7 213 

371 

78 

7 662 

2 572 

58 

20 

2 650 

940 

35 

14 

989 

3 703 

278 

44 

4 025 

1966 

7 572 

423 

69 

8 064 

2 758 

54 

14 

2 826 

974 

40 

14 

1 028 

3 840 

329 

41 

4 210 

1967 

7 844 

720 

62 

8 626 

3 255 

327 

14 

3 596 

862 

89 

11 

962 

3 728 

304 

36 

4 068 

1968 

8 100 

712 

70 

8 882 

3 133 

302 

13 

3 448 

864 

89 

14 

967 

4 103 

321 

43 

4 467 

1969 

9 456 

774 

87 

10 317 

3 783 

285 

17 

4 085 

998 

83 

15 

1 096 

4 675 

406 

55 

5 136 

zusammen 

40 185 

3 000 

366 

43 551 

15 501 

1 026 

78 

16 605 

4 638 

336 

68 

5 042 

20 049 

1 638 

219 

21 906 

1970 

10 925 

829 

124 

11 878 

4 141 

337 

17 

4 495 

1 252 

56 

26 

1 334 

5 532 

436 

81 

6 049 

1971 

11 814 

1 032 

131 

12 977 

4 454 

522 

17 

4 993 

1 171 

75 

31 

1 277 

6 189 

435 

83 

6 707 

1972 

11 972 

1 099 

142 

13 213 

4 630 

607 

30 

5 267 

1 152 

93 

34 

1 279 

6 190 

399 

79 

6 668 

1973 

11 953 

1 209 

157 

13 319 

4 457 

616 

29 

5 102 

1 234 

98 

38 

1 370 

6 261 

495 

89 

6 845 

1974 

12 945 

1 181 

135 

14 261 

4 476 

557 

35 

5 068 

1 479 

147 

41 

1 667 

6 990 

477 

58 

7 525 

zusammen 

59 609 

5 350 

689 

65 648 

22 158 

2 639 

128 

24 925 

6 288 

469 

170 

6 927 

31 162 

2 242 

390 

33 794 
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Insgesamt 

Bund 

Länder 

Gemeinden/Gv. 4 ) 

Jahr 

Baumaß- 

nahmen 

Erwerb von 

zu- 

sammen 

Baumaß- 

nahmen 

Erwerb von 

zu- 

sammen 

Baumaß- 

nahmen 

Erwerb von 

zu- 

sammen 

Baumaß- 

nahmen 

Erwerb von 

zu- 

sammen 

unbeweg- 

lichem 

beweg- 

lichem 

unbeweg- 

lichem 

beweg- 

lichem 

unbeweg- 

lichem 

beweg- 

lichem 

unbeweg- 

lichem 

beweg- 

lichem 

Vermögen 

Vermögen 

Vermögen 

Vermögen 

1975 

12 737 

1 116 

130 

13 983 

4 583 

541 

39 

5 163 

1 532 

122 

41 

1 695 

6 621 

453 

50 

7 124 

1976 

12 013 

1 164 

131 

13 308 

4 244 

546 

l 42 

4 832 

1 435 

134 

40 

1 609 

6 334 

484 

48 

6 866 

1977 

12 649 

1 109 

154 

13 912 

4 497 

466 

45 

5 008 

1 626 

128 

45 

1 799 

6 526 

515 

64 

7 105 

1978 

14 199 

1 146 

186 

15 531 

4 936 

471 

52 

5 459 

1 744 

129 

53 

1 926 

7 518 

545 

81 

8 144 

1979 

15 737 

1 183 

236 

17 156 

5 294 

458 

55 

5 807 

1 945 

142 

59 

2 146 

8 498 

584 

123 

9 205 

zusammen 

67 335 

5718 

837 

73 890 

23 554 

2 482 

233 

26 269 

8 282 

655 

238 

9 175 

35 497 

2 581 

366 

38 444 

1980 

16 477 

1 205 

250 

17 932 

4 918 

428 

56 

5 402 

2 021 

133 

69 

2 223 

9 538 

644 

125 

10 307 

1981 

15 056 

1 175 

211 

16 442 

4 434 

454 

36 

4 924 

1 801 

122 

64 

1 987 

8 821 

599 

110 

9 530 

1982 3 ) 

13 061 

1 214 

188 

14 463 

4 134 

547 

35 

4 716 

1 768 

117 

53 

1 938 

7 159 

550 

100 

7 809 

insgesamt 

253 018 

19 367 

2 964 

275 349 

88 377 

7 696 

624 

96 697 

30 602 

1 988 

741 

33 331 

134 040 

9 683 

1 596 

145 319 

einschließ- 

















lich 1949 

253 302 

19 367 

2 964 

275 633 

88 377 

7 696 

624 

96 697 

30 730 

1 988 

741 

33 459 

134 196 

9 683 

1 596 

145 475 


Gebietsstand: bis einschließlich 1950 ohne Berlin (West), bis einschließlich 1959 ohne Saarland 

*) Ausgaben der Gruppierungsziffern 7.81 und 82 der Funktionen 711 und 72 entsprechend dem Nachweis in den Haushalten 

2 ) Rumpfrechnungsjahr (1. April bis 31. Dezember 1960) 

3 ) vorläufiges Ergebnis, Gemeinden/Gv. teilweise geschätzt 

4 ) einschließlich Ausgaben der Landschaftsverbände in Nordrhein-Westfalen für Landesstraßen 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Entwicklung der Anzahl der bei Straßenverkehrsunlällen 
verunglückten Personen seit 1953 


Jahr 

Verunglückte 

insgesamt 

davon 

Getötete 

Schwer- 

Leicht- 

verletzte 

1953 

326 606 

11 449 

128 800 

186 357 

1954 

344 032 

12 071 

133 141 

201 820 

1955 

383 951 

12 791 

143 718 

227 442 

1956 

396 572 

13 427 

150 582 

232 563 

1957 

389 145 

13 004 

148 909 

227 232 

1958 

384 693 

12 169 

143 039 

229 485 

1959 

433 649 

13 822 

146 951 

272 876 

1960 

469 366 

14 406 

147 326 

307 634 

1961 

462 470 

14 543 

137 615 

310312 

1962 

442 933 

14 445 

130 573 

297 915 

1963 

438 811 

14 513 

129 925 

294 373 

1964 

462 666 

16 494 

140 360 

305 812 

1965 

449 243 

15 753 

132 725 

300 765 

1966 

473 700 

16 868 

141 344 

315 488 

1967 

479 132 

17 084 

147 270 

314 778 

1968 

485 354 

16 636 

147 432 

321 286 

1969 

489 033 

16 646 

150 101 

322 286 

1970 

550 988 

19 193 

164 437 

367 358 

1971 

536 812 

18 753 

160 612 

357 447 

1972 

547 338 

18811 

165 784 

362 743 

1973 

504 548 

16 302 

150 014 

338 232 

1974 

461 756 

14 614 

139 918 

307 224 

1975 

472 667 

14 870 

138 038 

319 759 

1976 

495 401 

14 820 

145 728 

334 853 

1977 

523 120 

14 978 

153 735 

354 407 

1978 

523 306 

14 662 

153 310 

355 334 

1979 

499 663 

13 222 

146 526 

339 915 

1980 

513 504 

13 041 

148 952 

351 511 

1981 

487 618 

11 674 

139 402 

336 542 

1982 

478 796 

11 608 

138 760 

328 428 

1 983 1 ) 

500 863 

11 715 

145 086 

344 062 


l ) vorläufig 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Tabelle 2 
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